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Behördenbeteiligung Übersicht 

Behörde bzw. TÖB / Anregungen, Empfehlungen und Hinweise Empfehlung der Verwaltung (Abwägungsbe-
schluss)  

B1. Arbeitsgemeinschaft Naturfreunde Kein Eingang - 

B2. Arbeitsgemeinschaft Fledermausschutz Kein Eingang - 

B3. Deutsche Telekom, Schreiben vom 08.12.2021 
 vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung:  
Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände, eine abschließende Stellungnahme ist 
zum jetzigen Zeitpunkt allerdings noch nicht möglich, da uns noch nicht alle Unterlagen (zeichnerischer 
und schriftlicher Teil) zum Bebauungsplan vorliegen.  
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 

 In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbrin-

gung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes bitten wir nachfolgende Hinweise zu beachten: 
 Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Baugebietes ist im Falle eines Ausbaus 

die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. Damit wir rechtzeitig vor der Aus-

schreibung unsere Planung und unser Leistungsverzeichnis erstellen können und Absprachen 

bezüglich eines koordinierten, wirtschaftlichen Bauablaufs vornehmen können, bitten wir Sie 

spätestens 6 Wochen vor Ausschreibungsbeginn um Kontaktaufnahme mit unserem Team 

Breitband und Übersendung der Ausbaupläne (möglichst in digitaler Form im PDF- und im 

DXF-2000-Format). Kontakt: T_NL_SW_PTI_21_Breitband_Neubaugebiete@telekom.de 

 Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von den Bau-

maßnahmen berührt und müssen infolgedessen gesichert, verändert oder verlegt werden. Die 

Lage der TL-Linie können Sie dem beigefügten Lageplan entnehmen.  

 
 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen vorhandener Telekommu-

nikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störun-

gen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbe-

sondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische 

Keine Anregung  

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen die 
nachfolgende Erschließungsphase. 

 

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen die 
nachfolgende Erschließungsphase. 

Im Rahmen der Medienkoordination vor der 
Ausschreibung der Tiefbauarbeiten erfolgt ein 
Koordinationsgespräch mit allen betroffenen 
Versorgungsträgern.  

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen die 
nachfolgende Erschließungsphase. 

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen die 
nachfolgende Erschließungsphase. 

 

Anlage 1 zu Sivola 001/2024 
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Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahr-

zeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführen-

den vor Beginn der Arbeiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhande-

nen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Tele-

kom ist zu beachten.  

 Hinsichtlich Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 

und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Aus-

gabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.   

Wir bitten Sie, die Ihnen überlassenen Planunterlagen nur für interne Zwecke zu benutzen und nicht an 
Dritte weiterzugeben. 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen die 
nachfolgende Erschließungsphase. 

 

 

B4. EnBW Regionalzentrum Nordbaden Kein Eingang - 

B5. Netze BW GmbH, Schreiben vom 26.11.2021 

Der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromversorgung 
(Mittel- und Niederspannung) überprüft. Innerhalb und außerhalb des Plangebietes sind Versorgungs-
leitungen vorhanden. In der Anlage erhalten Sie zu Planungszwecken die Übersicht unserer Versor-
gungsanlagen. Die Stromversorgung für das Gebiet kann voraussichtlich durch Erweiterung unseres 
bestehenden Versorgungsnetzes erfolgen und wird als Kabelnetz ausgeführt. Die Kabelverlegung im 
Baugebiet kann erst durchgeführt werden, wenn seitens der Gemeinde die Voraussetzungen hierfür 
geschaffen sind (Straßenbau). Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. 
Kabelverteilerschränke dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden. Die-
se sind zum aktuellen Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt. 
 
Hinsichtlich der Kabeltrasse innerhalb des Neubaugebiets bitten wir um Berücksichtigung des "Merk-
blatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen. Vor Ausschreibung der Ausführung bitten wir um ein Koordinierungsgespräch mit sämtli-
chen Versorgungsträgern. 
Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW GmbH beauf-
tragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der hierfür erforderliche zeitliche 
Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berücksichtigen. Das im Be-
standsplanauszug markierte Kabel wird zukünftig stillgelegt und kann voraussichtlich im Rahmen der 
Erschließung entfernt werden. Aus Gründen der Personensicherheit muss dennoch die Spannungs-
freiheit der Kabel bei Baubeginn vor Ort durch unseren Netzbetrieb (Auftragszentrum) festgestellt wer-
den. 

 

Keine Anregung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen über-
wiegend die nachfolgende Erschließungsphase. 

Im Rahmen der Medienkoordination vor der 
Ausschreibung der Tiefbauarbeiten erfolgt ein 
Koordinationsgespräch mit allen betroffenen 
Versorgungsträgern.  

 

 

Keine Berücksichtigung 

Die vorgebrachten Anregungen betreffen über-
wiegend die nachfolgende Erschließungsphase. 

Im Rahmen der Medienkoordination vor der 
Ausschreibung der Tiefbauarbeiten erfolgt ein 
Koordinationsgespräch mit allen betroffenen 
Versorgungsträgern.  
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B6. Feuerwache Mühlacker Kein Eingang - 

B7. Hartfeldschule Enzberg Kein Eingang - 

B8. Regierungspräsidium Stuttgart Landesamt für Denkmalpflege Ref. 8, Schreiben vom 
29.11.2021 
seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine Bedenken gegen die geplanten Maßnah-
men.Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in die Pla-
nungsunterlagen aufzunehmen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde an-
zuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Be-
funde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Sub-
stanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen soll-
ten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den Planunterlagen ersichtlich ist, 
nicht direkt betroffen. 

Berücksichtigung.  

Nebenstehender kursiv gekennzeichneter Ab-
satz wurde unter Zif. 2.2 Archäologische 
Denkmalpflege in die Bebauungsplan-Hinweise 
aufgenommen. 

B9. Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-
Württemberg, Schreiben vom 14.12.2021 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche Belange äu-
ßert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden 
Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
1) Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 
werden können: Keine 
 
2) Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstandes: Keine 
 
3) Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine fach-
technische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 

 

Keine Anregung 

 

 

Keine Anregung 

 

Keine Anregung 
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gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt das LGRB andernfalls die Übernah-
me der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich 
von Gesteinen der Meißner-Formation (Oberer Muschelkalk). 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszu-
schließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaft-
lich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstel-
lung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden 
Abstand zu Fundamenten zu achten. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen 
wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ge-
mäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

Berücksichtigung.  

Nebenstehender kursiv gekennzeichneter Ab-
satz wurde unter Zif. 2.3 Geotechnik in die Be-
bauungsplan-Hinweise aufgenommen. 

B10. Landesnaturschutzverband Ba-Wü, Schreiben vom 14.11.2021 
[…] Der LNV-Arbeitskreis Pforzheim/Enzkreis möchte für den Landesnaturschutzverband Baden-
Württemberg e. V. (LNV) folgende Bedenken und Anregungen vorbringen: 
Anlass der Planung ist die starke Nachfrage nach Wohnraum. Wie es in der Vorlage heißt, hat die 
Stadt Mühlacker in Enzberg die Möglichkeit, diesem Druck entgegenzuwirken. Wir lehnen die geplante 
Änderung des Bebauungsplanes in der dargestellten Art und Weise jedoch aus folgenden Gründen 
entschieden ab: 
Der bestehende Bebauungsplan „Schulhausgelände“ dient den Interessen der Allgemeinheit. So sind 
die Flächen prinzipiell für eine Schulerweiterung verwendbar. Die Flächen dienen außerdem als Spiel- 
und Erholungsflächen für Kinder / Jugendliche (Tischtennis, Klettergerüst, Bolzplatz).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Keine Berücksichtigung 

Auf Grund rückläufiger Schülerzahlen hat die 
Hartfeldschule keinen baulichen Erweiterungs-
bedarf über den heutigen Bestand hinaus. Vor 
dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist der 
Entschluss gereift Teile des Schulgeländes ei-
ner wohnbaulichen Nutzung zuzuführen. Weite-
re Flächenpotenziale dieser Größenordnung 
sind innerhalb des Ortsteils nicht generierbar. 
Unbestritten ist, dass die Spiel- und Erholungs-
flächen im Süden der Fläche (z.B. Bolzplatz 
und Klettergerüst) entfallen werden.  In diesem 
Kontext wurde dem Belang nach § 1 Abs. 6 Nr. 
2 BauGB (Wohnbedürfnisse der Bevölkerung) 
der Vorzug gegeben. Das Schulhofgelände (mit 
den Tischtennisanlagen) und die übrigen Frei-
flächen (Spielfelder nördlich der Schule) des 
Schulareals bleiben hiervon unberührt. 
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Des Weiteren dienen die Flächen als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, weisen mit dem geschützten 
Gehölzbiotop und der vorhandenen Magere Flachland- Mähwiese (FFH-Lebensraumtyp 6510) eine 
hohe Biodiversität auf und dient dem klimatischen Ausgleich. 
Dass zur Befriedigung des Wohnbauflächenbedarfs ein Handeln angesagt ist, möchten wir nicht in Ab-
rede stellen. Die gesamte Fläche aber nur mit freistehenden Einzelhäusern zu bebauen, ist angesichts 
der aktuellen Herausforderungen wie Klimakrise und Biodiversitätsverlust in Verbindung mit dem un-
verhältnismäßig hohen Flächenverbrauch völlig unverständlich. 
Wir vertreten die Auffassung, dass die Wohnraumbeschaffung effektiver dadurch erreicht werden kann, 
wenn die zur Verfügung stehende Fläche kompakter, nämlich nicht nur mit freistehenden Einzelhäu-
sern, sondern auch mit Reihen-, Doppel- und Mehrfamilienhäusern, bebaut werden würde. So würden 
insgesamt mehr Wohnraumsuchende/ Familien zum Zuge kommen. Es werden – und davon sind wir 
überzeugt – auch Menschen, junge wie ältere, bereit sein, in Mehrfamilienhäusern zu wohnen. Auf die-
se Weise könnte der hohe Flächenverbrauch, die Versiegelung pro Wohneinheit sowie der Verlust an 
wertvollen Grünstrukturen 
reduziert werden. Dies wäre ganz im Sinne des § 1a (1) BauGB, wonach mit Grund und Boden spar-
sam und schonend umzugehen ist. Wir fordern Sie daher zu einer entsprechenden Planänderung auf! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Keine Berücksichtigung 

Die Fläche wurde mehrfach (2016, 2021 und 
2022) auf artenschutzrechtliche Belange hin un-
tersucht. Mit den vorgeschlagenen vorgezoge-
nen Artenschutzmaßnahmen werden die Ver-
botstatbestände nicht ausgelöst. 

Durch das Vorhaben wird insbesondere am 
südlichen Rand in das gesetzlich geschützte 
Biotop Nr. 170182361097 „Feldgehölz Ortsrand 
Enzberg Gewann Vordere Stuben“ eingegriffen.  
Da die Fläche im Bereich eines bereits rechts-
kräftigen Bebauungsplan für das Planungsge-
biet liegt, wird die Biotopkartierung in diesem 
Bereich berichtigt (siehe hierzu Stellungnahme 
des LRA – Untere Naturschutzbehörde Zif.B11) 
FFH-Mähwiesen wurden im Plangebiet von der 
LUBW nicht kartiert. 

Auf Grund des städtebaulichen Umfeldes, des 
Flächenzuschnitts, der Größe sowie der vor-
herrschenden Topographie und damit verbun-
denen Erschließung vertritt die Stadt Mühlacker 
die Auffassung, dass an der besagten Stelle ei-
ne freistehende Einfamilienhausbebauung am 
besten geeignet ist. Verdichtete Wohnbaufor-
men werden hingegen in verkehrlich besser er-
schlossenen Gebieten (z.B. Alte Lederfabrik) 
und zentrumsnahen Siedlungsbereichen vorge-
sehen. Zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteili-
gung sah das städtebauliche Konzept 10 
Wohnhäuser vor. Um der Prämisse des spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden gerecht 
zu werden wurde das städtebauliche Konzept 
optimiert, so dass jetzt 13 Wohnhäuser entste-
hen können. Die festgesetzten begrünten 
Flachdächer und Stellplätze und die Festset-
zung wasserdurchlässiger Beläge dienen dazu 
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Eingriffsausgleichsbilanzierung 
Es ist beabsichtigt den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB aufzustellen 
und damit auf eine Eingriffsausgleichsbilanzierung zu verzichten. Den speziellen artenschutzrechtli-
chen Untersuchungen ist zu entnehmen, dass durch die geplante Bebauung im Einzelnen jedoch of-
fensichtlich ein hoher Flächenverlust an wertvollen Biotopflächen mit hoher Artenvielfalt verursacht 
wird. 
Es ist für uns auch nicht nachvollziehbar, warum das seit dem 18.08.2021 nach BNatSchG gesetzlich 
geschützte Biotop FFH-Mähwiesen nicht einem Ausgleich unterliegen soll, nur weil es im Innenbereich 
liegt. Dies ist beim gesetzlich geschützten Biotop Nr. 170182361097 „Feldgehölz Ortsrand Enzberg 
Gewann Vordere Stuben“ jedenfalls auch nicht so. Deshalb halten wir eine Eingriffsermittlung und 
Ausgleichsmaßnahmenberechnung in Ökopunkten nach der Ökoverordnung mindestens für die 
Schutzgüter Boden und Biotope für zwingend erforderlich. Das heißt, dass für die Eingriffe in den vor-
handenen Boden und die Biotope ausreichend viele geeignete Ausgleichsmaßnahmen ggf. auch au-
ßerhalb des Geltungsbereiches vorzusehen sind. Insbesondere die Grünfläche, die dem LRT 6510 
entspricht, und die Gehölze sind gleichartig auszugleichen. Nur auf diese Weise kann die Beeinträchti-
gung der Naturgüter durch eine Bebauung abgemildert werden. Wir möchten Sie daher auffordern, 
nicht gänzlich auf eine Aufstellung eines Umweltberichtes in diesem Verfahren zu verzichten! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Bodenversiegelung etwas abzumildern bzw. 
zu kompensieren. 

 

Keine Berücksichtigung 
Das Landratsamt (Naturschutz) teilt in seiner 
Stellungnahme (siehe unten, Zif. B11 – LRA, 
Seite 1) zu dieser Thematik folgendes mit: 
„Schutzgebiete (Natura 2000, NSG, LSG, ND) 
sind im Geltungsbereich des BBP „Südlich der 
Hartfeldschule“ auf Gemarkung Enzberg nicht 
vorhanden. Am westlichen und südlichen 
Grenzbereich des Bebauungsplanes sind nach 
§ 33 NatSchG Baden-Württemberg besonders 
geschützten Gehölzbiotope (Teilflächen mit 
Feldgehölzen) - im Rahmen der Fortschreibung 
der Biotopkartierung - erfasst worden. Die Teil-
flächen der Biotope liegen in einem rechtskräf-
tigen Bebauungsplangebiet im Innenbereich. 
Die Biotopkartierung wird in diesem Bereich be-
richtigt werden. FFH-Mähwiesen wurden im 
Plangebiet offiziell von der LUBW nicht kartiert. 

Im beschleunigten Verfahren nach § 13b 
BNatSchG wird ein Umweltbericht mit Grünord-
nungsplan und einer Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung nicht notwendig.“ 

Das Verfahren wurde zwischenzeitlich auf das 
Verfahren nach § 13a BauGB umgestellt. Im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
kann auf die Eingriffsausgleichsbilanzierung 
und Erstellung eines Umweltberichts verzichtet 
werden. Im Rahmen der Bebauungsplanaufstel-
lung werden die umweltbezogenen abwä-
gungserheblichen Belange, sachgerecht darge-
stellt und abgearbeitet - was anstatt in einem 
formellen, separaten Umweltbericht - im Kapitel 
Umweltbelange in der Begründung zum Be-
bauungsplan erfolgt. Weiterhin wäre eine „frei-
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Artenschutz 
Mit der Auswahl der planungsrelevanten Arten sind wir einverstanden. Eine Abschließende Stellung-
nahme ist jedoch erst nach Fertigstellung der Aktualisierung der speziellen artenschutzrechtlichen Un-
tersuchungen möglich. Hier sind neue Erkenntnisse bei den Zauneidechsen möglich. Die bisher im Un-
tersuchungsbericht beschriebenen und erforderlichen CEF-Maßnahmen müssen zum Zeitpunkt des 
Eingriffes voll funktionsfähig sein. Schon jetzt möchten wir darauf hinweisen, dass für die Umsetzung 
der CEF-Maßnahmen von einem Fachbüro eine gesonderte artenschutzfachliche Ausführungsplanung 
zu erstellen ist. Die Umsetzung der Planung ist über eine ökologische Baubegleitung sicherzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klimaschutz 
Um die Auswirkungen des geplanten Baugebietes auf die CO2-Emmissionen beurteilen zu können, ist 
eine CO2-Bilanz zu erstellen. In diese Bilanz sind einerseits die vorhandenen Grünstrukturen mit ihrer 
CO2-Bindungsfähigkeit und andererseits die zu versiegelten Flächen, die diese Wirkung nicht mehr 
aufweisen, einzubeziehen. Ein Ausgleich im Falle eines Defizites ist nachzuweisen. 
 
 
 
 

willige“ Durchführung von Ausgleichsmaßnah-
men aufgrund der fehlenden Rechtsgrundlage 
durch den Verursacher nicht refinanzierbar. 

Auf die Erstellung eines Umweltberichtes sowie 
die Durchführung von freiwilligen Ausgleichs-
maßnahmen wird verzichtet. 

Berücksichtigung 

Die Aktualisierung der speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung wurde zwischenzeitlich ab-
geschlossen. Hierbei wurden nochmals alle re-
levanten Artengruppen betrachtet. Auch die der 
Reptilien (Zauneidechsen).  Es konnten auch 
bei den Nachuntersuchungen 2021 und 2022 
keine streng geschützten Reptilien im Vorha-
bensgebiet festgestellt werden. Es sind dem-
nach keine Maßnahmen für Reptilien notwen-
dig. 

Als CEF-Maßnahmen sind neben dem Anbrin-
gen von Nistkästen eine Heckenpflanzung au-
ßerhalb des Geltungsbereichs vorgesehen. 
Insbesondere für die Heckenpflanzung wurde 
bereits ein qualifizierter Pflanzplan unter Nen-
nung der zu pflanzenden Arten und Pflege-
maßnahmen erstellt. Die Umsetzung erfolgt un-
ter Aufsicht einer ökologischen Baubegleitung. 

 

Keine Berücksichtigung.  

Der Gesetzgeber sieht nicht vor, dass auf der 
Ebene der Bebauungsplanung CO2-Bilanzen 
erstellt werden und sich ggf. ergebende Defizite 
auszugleichen sind. Der Gesetzgeber hat zu-
dem für Bebauungspläne im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
festgelegt, dass aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwartende Eingriffe in Na-
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Um die Eingriffsfolgen für die einzelnen Schutzgüter zu minimieren, möchten wir Sie abschließend 
noch zur Aufnahme der folgenden ökologischen Festsetzungen im geänderten Bebauungsplan auffor-
dern: 

 wasserdurchlässige Beläge für Stellplätze und Wege sowie Begrünung aller nichtüberbauten 
Flächen, 
 

 
 
 

 verschiedene Pflanzgebote, wie die Verpflichtung, neue Bäume auf den Grundstücken zu 
pflanzen (mindestens ein Baum pro Grundstück und pro 200 m² nicht überbauter Grundstücks-
fläche; ein standortgerechter Laub- oder Obstbaum nach vorgegebener Pflanzliste und in an-
gemessener Größe), 
 
 
 

 Verwendung blühender Hecken oder bepflanzten Zäunen für die Ein- und Durchgrünung der 
einzelnen Grundstücke gemäß Pflanzliste (Ausschluss der Pflanzung von Thujas u.ä. sowie 
von unbegrünten Steinwällen oder Betonwänden), 
 

 zusätzliche Vorgaben zur Gestaltung der unbebauten Flächen; Verbot von großflächigen Kies- 
und Schotterflächen. Mit Besorgnis beobachten wir den Trend zu (robotergemähten) Einheits-
rasen oder zur Gestaltung von „pflegeleichten“ Schottergärten mit sehr wenig blühenden 
Pflanzenarten, die jeweils wenig Nahrung für Insekten und Wildbienen bzw. in Siedlungsgebie-
ten vorkommenden Vogel- und Fledermausarten bieten.  
 
 
 
 
Pflanzempfehlungen für möglichst standortheimische bienen- und insektenfreundliche Stauden 

tur und Landschaft als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 vor der planerischen Entscheidung er-
folgt gelten und damit die Verpflichtung zum 
Ausgleich für Eingriffe (Ausgenommen Arten-
schutz oder Eingriffe in naturschutzrechtlich 
Geschützte Strukturen) entfällt. Auf eine freiwil-
lige Erstellung einer CO2-Bilanz wird verzichtet.  

 
Berücksichtigung 
Der Textteil enthält unter Zif 1.8.1 eine Festset-
zung zu wasserdurchlässigen Beläge. Gemäß § 
9 Abs. 1 der Landesbauordnung (LBO) müssen  
die nicht überbauten Flächen Grünflächen sein 
soweit die Flächen nicht für andere zulässige 
Nutzungen benötigt werden. 
 
Berücksichtigung 
Der Textteil enthält Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen ein Pflanzgebot zur Pflanzung von 
mind. einem Baum pro Baugrundstück gemäß 
Pflanzliste.
 
 
Teilweise Berücksichtigung 
In den Pflanzgeboten pfg 1 und pfg 6 gilt die 
Pflanzliste, welche keine Thujas, etc. vorsieht.  

Teilweise Berücksichtigung 
Steingärten sind gemäß der Gesetzgebung des 
Landes Baden-Württemberg (Landesbauord-
nung) nicht zulässig. Gemäß § 9 Abs. 1 der 
Landesbauordnung (LBO) müssen die nicht 
überbauten Flächen Grünflächen sein soweit 
die Flächen nicht für andere zulässige Nutzun-
gen benötigt werden. 
 

Berücksichtigung 
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und Gehölze, 
 

 Beschränkung der Außenbeleuchtung (Beleuchtung der öffentlichen Straßen und auf den 
Grundstücken) auf ein Minimum; Verwendung ausschließlich insektenfreundlicher Lampenge-
häuse, die gegen das Eindringen von Spinnen und Insekten geschützt sind und deren Oberflä-
chentemperatur 60°C nicht übersteigt sowie von UV-freien Leuchtmitteln wie z.B. LED-Lampen 
mit einer maximalen Farbtemperatur von 3000 Kelvin oder Natriumdampf- Hochdrucklampen, 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Vorgaben zur äußeren Gestaltung der baulichen Anlagen wie z.B. Dachbegrünung bei flachen 
und flach geneigten Dächern, Rankhilfen für größere Fassadenflächen, Carports und Müllstati-
onen, 
 

 eine Pflicht für den Bau von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaik und 
thermische Solarnutzung). Gemäß Bericht in der PZ vom 27.03.2019 rechnen sich Photovolta-
ik-Anlagen besonders aufgrund der aktuell rückläufigen Investitionskosten. In der Regel liefern 
die Anlagen über 30 Jahre Strom und haben sich bereits nach rund neun Jahren finanziell 
ausgezahlt. Aus Gründen des Klimaschutzes ist diese Vorgabe daher nicht unverhältnismäßig, 
 
 
 
 
 
 

 eine Pflicht für die Sammlung / Rückhaltung von Regenwasser in Zisternen und Verwendung 
für die Toilettenspülung und / oder die Gartenbewässerung, 

 
 
 
 

 
 eine Pflicht zur Ausstattung der Erschließungsstraßen und Stellplätze mit Leerrohren oder La-

Die Pflanzliste enthält standortheimische Ge-
hölze 

Berücksichtigung 

In den textlichen Festsetzungen wird unter Zif. 
1.8.2 (M2) folgende Festsetzung aufgenom-
men: Als Leuchtmittel sind Natriumdampf-
Hochdrucklampen und -Niederdrucklampen o-
der LED-Leuchten mit Farbtemperaturen bis 
max. 3.000 Kelvin zu verwenden. Es sind aus-
schließlich Lampen-Konstruktionen mit 
Leuchtmittel im Gehäuse zu verwenden, die 
das Licht gerichtet nach unten strahlen und kein 
Streulicht aus-senden. 
 
Teilweise Berücksichtigung 
Für die festgesetzten Flachdächer wird eine 
Dachbegrünung festgesetzt. 
 

Keine Berücksichtigung 

Die Verwendung von PV-Anlagen / Solaranla-
gen wird durch den Bebauungsplan grundsätz-
lich gewährleistet. Planungsrechtlich lässt sich 
eine Solarpflicht nicht festsetzen. Die Solar-
pflicht für Wohngebäude wurde jedoch von der 
Landesregierung beschlossen. Gemäß dem 
Klimaschutzgesetz müssen neue Wohngebäu-
deeine PV-Anlage erhalten. 
 
Keine Berücksichtigung. Eine verbindliche 
Vorgabe zur Rückhaltung von Niederschlags-
wasser als Teil der Entwässerungskonzeption 
besteht nicht. Auf Grund der verbindlichen Vor-
gabe zur Dachbegrünung sind Zisternen zur 
Rückhaltung nicht sonderlich praktikabel.. 
 
Keine Berücksichtigung 
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destationen für Elektroautos, 
 
 
 
 

 Vorgaben zur Abdeckung von Lichtschächten, Regenfallrohren und ähnlichen Bauwerken, da-
mit sie nicht zur Falle für Kleintiere werden. Verwendung engstrebiger Gullydeckel, 
 
 
 

 Vorgaben zur Vermeidung von Vogelschlag an transparenten und spiegelnden Bauelementen. 
Hier sind insbesondere große Glasflächen und Fenster problematisch, wenn sich Bäume und 
Büsche daran spiegeln. Weil Vögel das Glas nicht erkennen und in vollem Tempo dagegen 
fliegen und sich dabei oft tödlich verletzen. Vermeidbar ist dies z.B. durch von außen ange-
brachter Vogelschutzfolie oder durch innen angebrachte Deko, Vorhänge oder Jalousien (vgl. 
hierzu den PZ-Heimatstark-Bericht „Paradies für Piepmätze“ nmit „Tipps für Haus und Garten“ 
vom 13.04.2019) und 
 

 Aufforderung zum freiwilligen Anbringen und Unterhalten von Nistkästen für Vögel und Fle-
dermäusen am Gebäude oder in den zu pflanzenden Bäumen.  

 
 
 
 
Wichtig wäre hierbei, dass sich die ökologischen Festsetzungen nicht nur in den örtlichen Bauvorschrif-
ten wiederfinden, sondern auch in den Baugenehmigungsbescheiden deutlich hervorgehoben werden. 
Auch halten wir eine entsprechende Kontrolle nicht nur durch die Baurechtsbehörde, sondern auch 
durch die Stadtverwaltung und ggf. eine Sanktionierung für erforderlich. 

 Außerdem schlagen wir vor, in der noch zu erstellenden Artenliste nicht nur Bäume und Sträu-
cher, sondern auch geeignete Stauden mit aufzunehmen, welche für den Hausgarten beson-
ders geeignet sind. Geeignet bedeutet hierbei sowohl für den Gartenbesitzer (pflegeleicht 
durch Schnittverträglichkeit, Trockenheitsresistenz) als auch für die Insekten und Vögel (Nah-
rung durch Blüten und Samen, ggf. Unterkunft im Stängel). Hierzu verweisen wir auf die 
Homepage des NABU Hamburg (https://hamburg.nabu.de/tiere-
undpflanzen/garten/gartentipps/index.html). 

 Die Handreichung ist möglichst auch mit dahingehenden Hinweisen zu ergänzen, dass auf 
Grünflächen tatsächlich die Farbe „grün“ des natürlichen Bewuchses dominieren sollte. Und 
auch, dass generell eine erhöhte Artenanzahl an unterschiedlichen heimischen Baum- und 

Nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
Diesbezügliche Regelungen werden im Rah-
men der Erschließungsplanung getroffen. Sie 
liegen im Verantwortungsbereich des jeweiligen 
Versorgers. 
Keine Berücksichtigung 
Abdeckungen von Lichtschächten und ähnli-
chen Bauwerken sind nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung. 
 

Keine Berücksichtigung 

Es ist keine spezifische Gefahrenlage erkenn-
bar, die eine gesonderte Festsetzung im Be-
bauungsplan erfordert, die über das allgemein 
gültige Tier- und Naturschutzrecht hinausgeht. 
 

Keine Berücksichtigung 
Im Bebauungsplan sollen nur Festsetzungen 
und Hinweise aufgenommen, die rechtlich rele-
vant sind. Es steht dem LNV-Arbeitskreis frei, 
bei den späteren Einwohnern für die Anbrin-
gung von Nistkästen zu werben. 
 

Keine Anregung zu Bebauungsplaninhalten. 
 
 
Berücksichtigung 
Aktuell wird an einer Anpassung der vorge-
schlagenen Liste an die lokale Situation in 
Mühlacker gearbeitet. Die Empfehlungsliste für 
Stauden und Kräuter soll zum Satzungsbe-
schluss in die Bebauungsplan-Hinwiese mitauf-
genommen werden. 
 

Keine Anregung zu Bebauungsplaninhalten. 
Sachverhalt liegt im Verantwortungsbereich der 

https://hamburg.nabu.de/tiere-undpflanzen/
https://hamburg.nabu.de/tiere-undpflanzen/
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Straucharten sowie Staudenarten im Garten günstig ist. Je mehr Arten in einem Garten vor-
kommen, umso größer ist normalerweise auch die Anzahl der Nützlinge, die die Schädlinge im 
Zaum halten. Und dass synthetische Schädlingsbekämpfungsmittel nicht erlaubt und i.d.R. 
auch nicht erforderlich sind. 

 Nicht zuletzt erwarten wir, dass in die Planung eine Bauverpflichtung aufgenommen wird, wo-
nach spätestens zwei Jahre nach der Erschließung gebaut werden muss, ansonsten muss das 
das Grundstück zum Kaufpreis an die Stadt oder den Erschließungsträger rückübertragen 
werden. Nach spätestens weiteren zwei Jahren muss das Haus auch bewohnt werden, an-
sonsten sind z.B. Sanktionen aufzuerlegen. 

Wir möchten darum bitten, die angeführten Forderungen und Anregungen bei der Planung zu berück-
sichtigen und den LNV-Arbeitskreis am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

 

Baugenehmigungsbehörde. 
 
 
 
Keine Berücksichtigung 
Nicht Gegenstand der verbindlichen Bauleitpla-
nung. In die Kaufverträge mit den privaten 
Grundstückserwerbern wird eine Bauverpflich-
tung aufgenommen. 
 
Berücksichtigung 
Der LNV wird am weiteren Verfahren beteiligt. 

B11 Landratsamt Enzkreis - Amt für Baurecht, Naturschutz und Bevölkerungsschutz:  

Naturschutz, Schreiben vom 16.12.2021 

 
Naturschutz: 
Der BBP „Südlich der Hartfeldschule“ auf Gemarkung Enzberg der Stadt Mühlacker umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 0,7 ha mit den Flurstück-Nr. 3163, 3164 (Teilflächen) auf Gemarkung Enzberg. 
Das Plangebiet liegt im rechtskräftigen BBP „Schulhausgelände“ aus dem Jahr 1965, der dort bauliche 
Anlagen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf vorsieht. Der Bebauungsplan erfolgt im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13b BauGB. 
Gegenwärtig wird das Plangebiet als extensive öffentliche Grünfläche ohne bauliche Prägung genutzt. 
Die Planung sieht eine zweireihige Wohnbebauung mit insgesamt 10 Baugrundstücken und einer ent-
sprechenden verkehrlichen Anbindung vor.  
 
Schutzgebiete (Natura 2000, NSG, LSG, ND) sind im Geltungsbereich des BBP „Südlich der Hartfeld-
schule“ auf Gemarkung Enzberg nicht vorhanden. Am westlichen und südlichen Grenzbereich des Be-
bauungsplanes sind nach § 33 NatSchG Baden-Württemberg besonders geschützten Gehölzbiotope 
(Teilflächen mit Feldgehölzen) - im Rahmen der Fortschreibung der Biotopkartierung - erfasst worden. 
Die Teilflächen der Biotope liegen in einem rechtskräftigen Bebauungsplangebiet im Innenbereich. Die 
Biotopkartierung wird in diesem Bereich berichtigt werden. FFH-Mähwiesen wurden im Plangebiet offi-
ziell von der LUBW nicht kartiert. 
 
 
 
 

 

 

 

Keine Anregung 

Das Verfahren wurde zwischenzeitlich auf das 
beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB 
umgestellt.  

 

Keine Anregung 

Mittlerweile sieht das städtebauliche Konzept 
13 Baugrundstücke vor. 

Berücksichtigung. Durch das Vorhaben wird 
insbesondere am südlichen Rand in das ge-
setzlich geschützte Biotop Nr. 170182361097 
„Feldgehölz Ortsrand Enzberg Gewann Vordere 
Stuben“ eingegriffen.  In der Regel ist ein 1:2 
Ausgleich für den Eingriff in gesetzlich ge-
schützte Biotope zu realisieren.  Da die Fläche 
im Innenbereich liegt und bereits ein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan für das Planungsgebiet 
besteht, wird von Seiten der Unteren Natur-
schutzbehörde kein Ausgleich gefordert. Ein 
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Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BNatSchG wird ein Umweltbericht mit Grünordnungsplan und 
einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung nicht notwendig. Artenschutzrechtliche Untersuchungen zum 
Plangebiet liegen aus dem Jahr 2016 und aktualisiert aus dem Jahr 2021 – als Zwischenbericht – vor. 
Relevante Tiergruppen im Plangebiet sind die europäischen Vogelarten aus der Gilde der Gebäude-
/Höhlen-, Halbhöhlen- und Nischenbrüter sowie Reptilien (Zauneidechse).  
 
 
 
 
Zur Vermeidung der Auslösung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1-3 sind 
die Rodungen von Gehölzen in den Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. zu legen.  
 
 
 
Desweiteren sind als CEF-Maßnahme für entfallene Fortpflanzungsstätten 3 Nistkästen für die Blau-
meise, 4 Nistkästen für die Kohlmeise und 3 Halbhöhlen für den Hausrotschwanz gemäß den Empfeh-
lungen des Planungsbüros in der näheren Umgebung fachgerecht anzubringen. Diese sind jährlich zu 
reinigen und zu kontrollieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der strukturreichen Umgebung des Plangebietes kann ein Vorkommen der Zauneidechse 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Bei den vertiefenden Untersuchungen 2016 konnten keine 
Reptilien im Untersuchungsgebiet nachgewiesen werden. Es wurde aber empfohlen das Plangebiet 
erneut abzusuchen. Weitere artenschutzfachliche Begehungen sind im kommenden Jahr ab April 2022 
geplant. Die Ergebnisse und die Planung der daraus ggfls.  

Hinweis hierzu findet sich in der Begründung 
des Bebauungsplans. 

 

Berücksichtigung. Das Verfahren wurde zwi-
schenzeitlich auf das Verfahren nach § 13a 
BauGB umgestellt. Im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB kann ebenso auf die 
Eingriffsausgleichsbilanzierung und Erstellung 
eines Umweltberichts verzichtet werden. Die 
Aktualisierung des Artenschutzgutachtens wur-
de zwischenzeitlich abgeschlossen.  

 

Berücksichtigung. Ein Hinweis auf die Ro-
dungszeiten wurde in die Bebauungsplan-
Hinweise unter Zif. 2.1 Rodungszeiten mitauf-
genommen. 

 

Berücksichtigung. Es werden Nistkästen im 
Bereich der Turnhalle bzw. des Schulgebäudes 
bzw. an Bäumen in unmittelbarer Nähe im Be-
reich der externen Ausgleichsfläche (Flurstücke 
Nr. 3191 und 3192, westliche der Hartfeldschu-
le) aufgehängt. Darüber hinaus wird auf Teilflä-
chen der Flurstücke Nr. 3191 und 3192 eine li-
neare Heckenstruktur gepflanzt (Verlust für He-
ckenbestand am südlichen Rand des Plange-
bietes). Die o.g. Flurstücke befinden sich im Ei-
gentum der Stadt Mühlacker. Ein Zugriff ist so-
mit gewährleistet. Ein Maßnahmen- und Pfle-
gekonzept wird ebenfalls erstellt. 

 

Berücksichtigung 

Es konnten auch bei den Untersuchungen 2021 
und 2022 keine streng geschützten Reptilien im 
Vorhabengebiet festgestellt werden. Es sind 
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resultierenden Maßnahmen bleiben vorerst abzuwarten.  

 

demnach keine Maßnahmen für Reptilien not-
wendig. 

 

B12. Landratsamt Enzkreis Amt für nachhaltige Mobilität Kein Eingang 

 
- 

B13. Landratsamt Enzkreis Umweltamt, Schreiben vom 16.12.2021 
Umweltamt: 
Mit der im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB vorgesehenen Aufstellung des BBP „Südlich 
der Hartfeldschule“ auf Gemarkung Enzberg beabsichtigt die Stadt Mühlacker, die nicht für andere 
Zwecke erforderlichen Grünflächen südlich der Hartfeldschule einer wohnwirtschaftlichen Nutzung zu-
zuführen, um damit den Bedarf an Wohnbauflächen zu decken. Das ca. 0,7 ha große, die Flurstücke 
3163 (Teilfläche) und 3164 (Teilfläche) umfassende Plangebiet liegt (bislang) im rechtskräftigen BBP 
„Schulhausgelände“ aus dem Jahr 1965, der dort „bauliche Anlagen und Einrichtungen für den Ge-
meinbedarf“ festsetzt. Tatsächlich wird die Fläche derzeit als extensiv genutzte öffentliche Grünfläche 
ohne eigentliche bauliche Prägung verwendet. Vorgesehen sind nun eine zweireihige Bebauung mit 
Flachdach-Einzelhäusern auf der Berg- und Talseite sowie am westlichen Ende der künftigen Erschlie-
ßungsstraße mit insgesamt 10 Baugrundstücken, ein Wendehammer am Ende der neuen Stichstraße, 
insgesamt 7 öffentliche Stellplätze entlang des Carl-Orff-Weges und am Ende der Stichstraße, ein 
Fußweg am nördlichen Gebietsrand sowie ein Pflanzgebotsstreifen am westlichen Rand. 
Das Umweltamt hat bzgl. der vorgesehenen Aufstellung des BBP „Südlich der Hartfeldschule“ bei den 
von ihm zu vertretenden Belangen des Gewässer-, Boden- und Immissionsschutzes keine grundsätzli-
chen Einwendungen vorzubringen, bittet sachthemenbezogen jedoch um Beachtung der nachfolgend 
aufgeführten Anmerkungen und Hinweise:   
 
Grundwasserschutz, Bodenschutz und Altlasten 
Aus der Sicht des Grundwasser- und Bodenschutzes bestehen keine Einwendungen.  
Das Vorhaben befindet sich innerhalb der weiteren Schutzzone III B des fachtechnisch abgegrenzten 
Wasserschutzgebiet für die Tiefbrunnen III, IV und V der Stadtwerke Mühlacker. 
 
 
 
 
 
 
Abwasser / Gewässer: 
Das Plangebiet ist im Allgemeinen Kanalisationsplan (AKP) und in der Regenwasserbehandlungskon-
zeption der Stadt Mühlacker für den Ortsteil Enzberg mit einem Befestigungsgrad von 30 % enthalten. 

 

Keine Anregung 

Das Verfahren wurde zwischenzeitlich auf das 
beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB 
umgestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

Die weitere Schutzzone (Zone III) dient dem 
Schutz vor weitreichenden Beeinträchtigungen, 
insbesondere vor nicht oder nur schwer abbau-
baren chemischen oder radioaktiven Verunrei-
nigungen. Auf die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans hat dies keine Auswirkungen 

 

Berücksichtigung 

Die Vorgaben des AKP – insbesondere die 
Vorgaben zum Befestigungsgrad – wurden be-
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Diese Vorgaben der kommunalen Rahmenplanung sind bei der Bebauung der Grundstücksflächen ein-
zuhalten.  
 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden.  
 
Immissionsschutz: 
Mit der Aufstellung des BBP "Südlich der Hartfeldschule" in Enzberg rückt die Wohnbebauung bis auf 
wenige Meter Entfernung an die Schule bzw. an den Schulhof heran. Dies könnte beim Thema Lärm 
zu Konflikten mit den unmittelbaren Anwohnern führen. 
Aus Sicht des Immissionsschutzes sind allerdings die von einem Schulhof ausgehenden Lärmimmissi-
onen, die bei Berücksichtigung des Gebots der gegenseitigen Rücksichtnahme auf die Nachbarschaft 
einwirken, den Nachbarn zumutbar. Kinderlärm steht grundsätzlich unter einem besonderen Toleranz-
gebot der Gesellschaft und ist als sozialadäquat von der Nachbarschaft hinzunehmen. 
 
Aus Sicht der weiteren am Verfahren beteiligten Fachbehörden bestehen weder Anregungen noch Be-
denken.  

 

rücksichtigt. Durch die verbindliche Festsetzung 
von Dachbegrünungen und wasserdurchlässi-
gen Belägen kann der höhere Befestigungsgrad 
(GRZ 0,4) kompensiert werden. 

 

Keine Anregung 

Die Stadt Mühlacker teilt die Sicht des Landrat-
samtes Abteilung Immissionsschutz, wonach 
Kinderlärm unter einem besonderen Toleranz-
gebot der Gesellschaft steht und als sozialadä-
quat von der Nachbarschaft hinzunehmen ist. 
Eine Vereinbarkeit der beiden Nutzungen ist 
gewährleistet. 

 

B14. Landratsamt Enzkreis Amt für Abfallwirtschaft, Schreiben vom 09.12.2021 
Vielen Dank für die Möglichkeit zum Bebauungsplan „Südlich der Hartfeldschule“ in Mühlacker Enzberg 
fachtechnisch Stellung zu beziehen. 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen wird aus Sicht des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft wie folgt 
Stellung genommen: 
Gegen den vorgenannten Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken und Einwendun-
gen. 
Bei der Ausgestaltung des Wendehammers am Ende der Stichstraßen ist darauf zu achten, dass die-
ser so dimensioniert sein muss, dass ein dreiachsiger LKW (Müllsammelfahrzeug) wenden kann. Eine 
entsprechende Beschilderung mit einem absoluten Halteverbot (Zeichen 283) darf nicht vergessen 
werden. 
 
 
 
 
 
Die Sammlung von Abfällen im Enzkreis erfolgt überwiegend mittels Seitenladerfahrzeugen. Hierbei ist 
auf ausreichend Flächen zur Bereitstellung von Sammelbehältern am Straßenrand bzw. auf Gehwegen 
in den Straßenbereichen zu achten. Das Amt für Abfallwirtschaft behält sich -bei der im Städtebauli-
chen Entwurf des Bebauungsplans dargestellten Verkehrsführung- vor, eine Straßenseite für die Be-

 

Keine Anregung 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Wendeanlage wurde in ihrem Querschnitt 
etwas breiter ausgestaltet (6,0 m) als die übrige 
Erschließungsstraße (5,8 m). Sie ist für das 
Wenden eines dreiachsigen Müllfahrzeugs di-
mensioniert. Entsprechende Schleppkurven-
nachweise wurden erbracht (Vgl. Anlage 4).  

 

Teilweise Berücksichtigung 

Es sind ausschließlich Einzelhäuser vorgese-
hen, welche die jeweiligen Tonnen auf ihren 
Grundstücken (z.B. im Bereich der Grund-
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reitstellung zur Abfuhr der Müllbehältnisse festzulegen. 
2022 erfolgt eine Umstellung der bisherigen Abfuhr von "Flach und Rund". Aus der Fraktion Flach wird 
eine Sammlung von Papier, Pappe und Kartonagen, welche wie bisher in den 
Müllgroßbehältern (MGB's) 240 I, 660 I und 1.100 I erfolgt. Die Fraktion Rund wird aufgeteilt. In blauen 
MGB's 120 I wird Glas gesammelt. Alternativ zu diesen MGB's ist der Einsatz von 
blaue Kunststoffbox mit einem Volumen von ca. 36 I möglich. Alle übrigen Verpackungen, die nicht 
Glas oder Papier/ Pappe/ Kartonagen sind, werden ab 2022 in der Gelben Tonne gesammelt. Diese 
MGB's gibt es in den Größen 240 I und 1.100 I. Dies bitten wir bei der Dimensionierung von Bereitstel-
lungsräumen entlang den Straßen ebenfalls zu berücksichtigen. Wir haben dieser Mail eine Datei an-
gehängt, aus der die Maße der im Enzkreis eingesetzten Müllbehältnisse (außer den Kunststoffboxen) 
aufgeführt sind.  
 
Hinweisen wollen wir noch darauf, dass bezüglich des durch die Bautätigkeit zu erwartenden Anfalls 
von Erdaushub ein Erdmassenausgleich durchgeführt werden soll. „Dabei sollen durch die Festlegung 
von Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden Aushubmassen 
vor Ort verwendet werden. “§ 3 Abs. 3 S.2 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG). 
 
 

stückszufahrten) Richtung Straßenraum am 
Abholtag vorhalten können. 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Bei der Trassierung der neuen Erschließungs-
straße/ der Tiefenlage des Kanals wurde auf 
einen bestmöglichen Massenausgleich hinge-
wirkt. Das natürliche Gelände fällt von Norden 
nach Süden ab. Aushubmassen die bei Abgra-
bungen zur Einbettung der Gebäudes in das 
Gelände entstehen sollten zur Geländemodel-
lierung des Gartenbereichs verwendet werden 
können. 

 

B15. Naturschutzbund Deutschland (NABU) Kein Eingang - 

B16. Naturschutzzentrum (BUND) Kein Eingang - 

B17. Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 2 Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- 
und Gesundheitswesen, Schreiben vom 25.11.2021 

seitens der höheren Raumordnungsbehörde werden zu der o.g. Planung keine Anregungen vorgetra-
gen. 

 

Keine Anregung 

B18. Regierungspräsidium Stuttgart – Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg, 
Schreiben vom 30.11.2021 
Wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig werden können, bitten wir Sie den beige-
fügten Antrag auszufüllen, zu unterschreiben und mit Lageplänen an uns zurück zu senden. 

Berücksichtigung 

Das Plangebiet wurde im vergangenen Jahr 
von der Luftbildauswertungs GmbH auf 
Kampfmittelbelastungen untersucht. 
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Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Weltkrieges 
stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefahrenver-
dachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen ein-
zustufen. 
 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings Luftbild-
auswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstücken auf 
vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen. 
 
Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten For-
mulare können auch unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) gefunden wer-
den. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind. 20 Wochen ab Auftragseingang. 
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Ver-
zug) möglich. Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 
342) die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, 
den Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmitteln 
kann vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige Kosten-
erstattung übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, 
sind für diese Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 

Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 

Die untersuchten Luftbilder und die historische 
Recherche liefern keine Hinweise auf eine er-
höhte potenzielle Belastung des Untersu-
chungsgebiets durch Kampfmittel aus dem 
Zweiten Weltkrieg. Die Luftbildauswertung wird 
der Bebauungsplan-Begründung als Anlage 
beigefügt. 

 

B19. Sparkassen Informationstechnologie GmbH und Co Planauskunft, Schreiben vom 
25.11.2021 
Im angefragten Bereich haben wir weder Kabel noch Leerrohre verlegt. 
 
Unsere Leitungsauskünfte sind vier Wochen gültig. 

Keine Anregung 

B20. Stadtwerke Mühlacker, Schreiben vom 01.12.2021 
Gegen den oben genannten Bebauungsplan, haben die Stadtwerke folgende Belange: Die Gasversor-
gung nördlich des Baugebiets muss auf Kosten des Antragsstellers umverlegt werden im öffentlichen 
Bereich (neuer Randweg). 
„Bei der Planung ist die Lage des Hausanschlusses so zu wählen, dass die Hausanschlussleitung 
möglichst gradlinig und auf kürzestem Weg von der Versorgungsleitung zum Gebäude führt. Die ge-

Berücksichtigung   

Die Verlegung der bestehenden Gasleitung 
wird im Zuge der Erschließungsplanung be-
rücksichtigt und erfolgt in enger Abstimmung 
mit den Stadtwerken Mühlacker. 
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naue Lage ist durch den Planer mit den Stadtwerken Mühlacker abzustimmen.“ 

 
 

B21 TransnetBW Schreiben vom 03.12.2021 
Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungsdokumentation abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Südlich der Hartfeldschule" in Mühlacker betreibt 
und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen.  
  
Da zum jetzigen Verfahrensstand allerdings noch nicht bekannt ist, ob planexterne Ausgleichsmaß-
nahmen notwendig werden, bitten wir dennoch um weitere Beteiligung am Verfahren. Sollten für plan-
externe Ausgleichsmaßnahmen Flächen vorgesehen werden, die innerhalb des Schutzstreifens einer 
unserer Höchstspannungsfreileitungen liegen, kann es ansonsten zu vermeidbaren Konflikten kom-
men. Betrachten Sie diese Stellungnahme dementsprechend als vorläufig – basierend auf der derzeiti-
gen Informationslage. 
  
Wir bitten um die weitere Beteiligung an Ihrem Verfahren. 
 

Berücksichtigung.  

Für den Verlust eines wertvollen Heckenbe-
standes sind (artenschutzrechtliche) planexter-
ne Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Konkret 
soll eine Heckenpflanzung (67 m x 10,40 m) auf 
Teilflächen der Flurstücke Nr. 3192 und 3191 
erfolgen. Oberhalb des Flurstücks Nr. 3191 ver-
läuft eine Freileitung. Die Pflanzung der Hecke 
wird so vorgenommen, dass diese nicht direkt 
unterhalb der Freileitung liegt. 

 

Berücksichtigung.  
Die TransnetBW wird im Rahmen der Offenlage 
beteiligt. 

B22. Verkehrsclub Deutschland Kein Eingang - 

B23. Verkehrsverbund Pforzheim Enzkreis (VPE) Kein Eingang -  

B24 Vermögen und Bau Baden-Württemberg Kein Eingang -  

B25. Vodafone / Unitymedia Schreiben vom 23.12.2021 

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht 
geplant. Bitte beachten Sie: Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeld-
freimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass Vodafone und 
Unitymedia trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisheri-
gen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

Keine Anregung 

B26. Zweckverband Bodenseewasserversorgung, Schreiben vom 24.11.2021 
im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. 
Es werden daher keine Bedenken erhoben. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 
 

Keine Anregung 

B27. Eigenbetrieb Stadtentwässerung, Schreiben vom 23.11.2021 / 15.12.2021 
 Es ist im/als Mischwassersystem an den bestehenden Mischwasserkanal „Kleines Steigle“ an-

zuschließen; 

Berücksichtigung 

In Ermangelung einer Vorflut erfolgt die Ent-
wässerung des Gebietes im Mischsystem. Der 
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 Für die Kanalführung wird ein Leitungsrecht erforderlich (bereits dargestellt im Entwurf); 

 Versiegelung gemäß AKP: 30% - es werden deshalb Retentionszisternen analog z.B. Bauge-
biet Sommerberg erforderlich (sofern kein Gründach); 

 Die Entwässerungsplanung ist mit dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung abzustimmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Anschluss des Gebietes erfolgt an den Misch-
wasserkanal DN 700 (Haltung M20097) in der 
Straße „Kleines Steigle“ westlich des Plange-
bietes. Da der Kanal hierbei zukünftig private 
Grundstücksflächen quert, wurde ein entspre-
chendes Leitungsrecht festgesetzt. Auf Grund 
der vorgeschriebenen Dachbegrünung und der 
damit verbundenen Reduzierung des Versiege-
lungsgrades, kann auf den Einbau von Retenti-
onszisternen auf den privaten Baugrundstücken 
verzichtet werden. Mittels der festgesetzten 
Dachbegrünung und der wasserdurchlässigen 
Beläge ist gewährleistet, dass trotz einer GRZ 
von 0,4 die abflusswirksamen Flächen max. 
30% der Grundstückfläche aufweisen. Damit 
wird die Vorgabe des AKP 30% Versiegelung 
berücksichtigt. 

Im Bereich des Leitungsrechts, in Verlängerung 
des Wendehammers wurde eine „Entwässe-
rungsmulde“ zur Ableitung des anfallenden 
Straßenwassers bei Starkregenereignissen 
vorgesehen. Die Entwässerungsplanung wurde 
eng mit dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
abgestimmt. 

 

B28. Untere Straßenverkehrsbehörde, Schreiben vom 24.11.2021 

Seitens der Straßenverkehrsbehörde regen wir an, je zwei Stellplätze pro Haus vorzusehen. Ansons-
ten haben wir keine Einwände oder Anregungen 

Teilweise Berücksichtigung.  

Die örtlichen Bauvorschriften schreiben 1,5 
Stellplätze je Wohneinheit vor, was in der Pra-
xis auf 2 Stellplätze pro Grundstück hinauslau-
fen wird. Garagen müssen einen Abstand von 
5m zum Straßenrand einhalten, um davor noch 
einen Stellplatz errichten zu können. 

 
  



Abwägung Bebauungsplan Südlich der Hartfeldschule Frühzeitige Beteiligung § 4 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB 60 

 
Stand 14.12.2023  19 
 

Nachbargemeinden 

G1 Gemeinde Kieselbronn, Schreiben vom 25.11.2021 

Wir danken für die Beteiligung als Nachbargemeinde an Ihrem o.g. Bauleitplanverfahren. Belange und 
Interessen der Gemeinde Kieselbronn sind durch den Bebauungsplan nicht betroffen. Wir wünschen 
Ihrem Bauleitplanverfahren einen zügigen Verlauf und einen erfolgreichen Abschluss! 

 

Keine Anregung 

G2 Gemeinde Niefern-Öschelbronn Kein Eingang - 

G3 Gemeinde Ötisheim Kein Eingang - 

G4 Gemeinde Ölbronn-Dürrn Kein Eingang - 

G5 Gemeinde Wiernsheim, Kein Eingang  

 

- 
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Öffentlichkeit 

 
Ö1 – Schreiben 12.01.2021 
[…] 
bei unserem Telefonat am 10.12.2021 hatte ich Ihnen erläutert , dass wir Inte-
resse daran haben, dass der direkt an das Bebauungsplangebiet angrenzende 
Bauplatz, Flurstücksnummer 3289/1 unserer Erbengemeinschaft, bei der Er-
schliessung berücksichtigt wird. Damit könnte, dem Anlass und Ziel der Pla-
nung entsprechend, eine weitere Fläche einer wohnwirtschaftlichen Nutzung 
zugeführt werden, die ansonsten wegen ihrer gefangenen Lage dauerhaft nicht 
mehr zur Verfügung stünde. Das Flurstück 3289/1 ist bereits als Bauplatz aus-
gewiesen, aufgrund der fehlenden Anbindung jedoch nicht als solcher nutzbar. 
Sie hatten ausgeführt, dass ein weiterer Besitzer eines an das Plangebiet an-
grenzenden Grundstücks ebenfalls Interesse an einem Zugang hat und im 
Rahmen der Planung ein gemeinsamer Zugang geprüft werde. 
 
Da Sie nicht darauf hingewiesen hatten, dass Sie in Ergänzung unseres Tele-
fonats noch eine schriftliche Interessensbekundung unsererseits benötigen, 
gehen wir davon aus, dass wir im Moment nichts weiter machen müssen? Soll-
te dies aber der Fall sein, reichen wir das noch gerne nach. 
 
Bzgl. näherer Informationen, insbesondere auch zu den zu erwartenden Kos-
ten, bzw. deren Berechnungsgrundlage, hatten Sie gebeten, Mitte Januar 
nochmals mit Ihnen Kontakt aufzunehmen, falls Sie sich nicht vorher bei uns 
melden. Dies werden wir gerne tun. 
 
Kontaktieren können Sie uns unter unten stehender postalischer Anschrift oder 
gerne auch per Mail [..]. Wir werden das Ergebnis der Erbengemeinschaft wei-
terleiten. 

Keine Berücksichtigung 

Das Grundstück liegt – im Gegensatz zu allen umliegenden Grundstü-
cken – in keinem Bebauungsplan. Im Ergebnis handelt es sich bei dem 
Flst. 3289/1 um unbeplanten Innenbereich i.S.d. § 34 BauGB, denn 
durch die umgebende Bebauung ist eine Bebaubarkeit des Grund-
stücks (inzwischen) gegeben. Sie richtet sich in Art und Maß der bauli-
chen Nutzung nach der vorhandenen bzw. planungsrechtlich zulässigen 
Umgebungsbebauung und die Erschließung muss gesichert sein. Letz-
tere ist aktuell nicht gegeben.  
Eine Erschließung von Norden wurde geprüft. Eine Erschließung mittels 
derer die Flurstücke 3180/1 und 3289/1 über eine gemeinsame Zufahrt 
erschlossen werden wäre theoretisch möglich, ist jedoch städtebaulich 
nicht die beste Lösung. Insofern wird davon abgesehen eine solche Er-
schließung im Bebauungsplan festzusetzen. Hierfür gibt es folgende 
Gründe: Die Grundstücke im neuen Baugebiet zwischen dessen Gren-
zen die Stichstraße verläuft, verlieren an Attraktivität. Hinzu kommt, 
dass die Stichstraße von Norden auf 28m Länge einen Höhenunter-
schied von rund 4,5m überwinden müsste. Dies entspricht einer Stei-
gung von ca. 16%. Auch dieser Umstand erweist sich als suboptimal. 
Ungeschickt ist hier dann nicht nur die immense Steigung, es auch ist 
davon auszugehen, dass beidseitig der Stichstraße Stützbauwerke zu 
den angrenzenden Privatgärten notwendig würden. 

Gleichzeitig ist die Flur.Nr. 3180/1 bereits durch die Höhenstraße er-
schlossen und die Flur.Nr. 3289/1 liese sich auch über die Haydnstraße 
erschließen. Diese Zufahrtsmöglichkeit ist im Bauantrag für die Haydn-
straße 41 aus dem Jahr 1964 bereits zeichnerisch festgehalten, ein-
schließlich einer projektierten Baulinie für das Flst. 3289/1. Im Jahr 
1982 wurde dann für das Flurstück 3289/3 (Haydnstraße 41) ein Bau-
antrag für eine Doppelgarage gestellt. Erst mit dem Bau dieser Doppel-
garage wurde die Durchfahrt zum Hinterliegergrundstück durch den Ei-
gentümer selbst verunmöglicht. Es ist festzuhalten, dass diese Zufahrt 
– natürlich um den Preis des Abbruchs der Garage – durchaus wieder 
hergestellt werden könnte. Es wird empfohlen diese Erschließungsmög-
lichkeiten weiterzuverfolgen. 
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Ö1 – Schreiben 24.01.2021 
Wir sind daran interessiert im Rahmen der Bebauung "Südlich der Hartfeld-
schule" im Bebauungsplan zur Erschließung des Grundstücks Flst. 3289/1 mit 
aufgenommen zu werden. Durch die Verlegung der geplanten Stichstraße zum 
Flst. 3180/1 Richtung Osten wäre eine gemeinsame Erschließung und Zu-
fahrtsweg zusammen mit dem Flst von […] über die nordwestliche Ecke un-
seres Grundstücke ohne großen zusätzlichen Flächenverlust der geplanten 
Grundstücke möglich. Ich bitte dies diesbezüglich nochmals zu prüfen und dem 
Gemeinderat zur Abwägung vorzulegen.  
 
Zu den von […] angesprochenen Möglichkeiten: 
zu 1.: Erschließung über das Flst 3289/3 ( Haydnstr.41 ):  die Erschließung 
über das Flurstück 3289/3 würde einen erheblichen Eingriff in die bestehende 
Bausubstanz bedeuten und macht eine Bebauung aufgrund der zu erwarten-
den Schäden und Wiederherstellungskosten uninteressant. Ich möchte in die-
sem Zusammenhang auch noch darauf hinweisen, dass eine Zufahrtsregelung 
nördlich der Grundstücksgrenze des Flst 3289/3 auf damaligem öffentlichen 
Bereich angedacht und dem damaligen Gemeinderat vorgelegt wurde. Ent-
scheidung wurde keine getroffen, da damals keine Bebauung des Flst. 3289/1 
anstand. Das öffentliche Gelände statt dessen später dem damaligen Besitzer 
[…] verkauft mit dem Hinweis das Flst 3289/1 aus nördlicher Richtung über das 
Schulgelände erschlossen werden könnte. 
 
zu 2. Erschließung von Süden über die Höhenstraße kommt aufgrund der topo-
logischen Lage und der von Ihnen bereits genehmigten Baumaßnahme der 
Höhenstraße 43 ( Garage ) nicht in Betracht, da diese den Zugang zum 
Grundstück komplett verbaut. 
 
zu 3: Erschließung von Norden über das geplante Baugebiet "Südlich der Hart-
feldschule": Wir würden es sehr begrüßen. wenn Sie uns im Zuge der Neupla-
nung des Baugebiets "Südlich der Hardfeldschule" bei der Erschließung über 
die nordwestliche Ecke des Grundstücks 3289/1 mit berücksichtigen und ein-
planen könnten und wenn Sie dies entsprechend befürworten würden. Die 
dadurch entstehenden zusätzlichen Grundstückskosten, die sich durch die ver-
längerte Zufahrt ergeben, werden selbstverständlich übernommen. 
Wir bitten Sie daher das Grundstück 3289/1 ebenfalls in den Bebauungsplan 
"Südlich der Hardfeldschule" zur Erschließung mit aufzunehmen. 
 

Keine Berücksichtigung 

Siehe obige Stellungnahme zum Schreiben vom 12.01.2021. 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

Siehe obige Stellungnahme zum Schreiben vom 12.01.2021. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

Siehe obige Stellungnahme zum Schreiben vom 12.01.2021. 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Siehe obige Stellungnahme zum Schreiben vom 12.01.2021. 
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Anlage 1: Amt für Abfallwirtschaft – Müllbehältnisse 
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Anlage 1: Amt für Abfallwirtschaft – Müllbehältnisse 
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Abbildung 2: Anlage zur Stellungnahme Nr. 14 (Landratsamt – Amt für Abfallwirtschaft) 
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Anlage 3: Plan der Netze BW 
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Anlage 4: Plan der Stadtwerke 
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Anlage 5: Plan der Telekom 
 

 


